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Vorzimmer

AufBahnengehenunserePolitikerwährendderHerbstmesseam liebsten
Basel. Heute sitzen sie alle im Grossen
Rat und diskutieren über Vorlagen und
den Rücktritt von Bundesrätin Widmer-
Schlumpf. Doch wenn unsere Politiker
frei haben, dann sind sie viel eher auf
dem Peters-, als neben dem Marktplatz
anzutreffen. Es ist Herbstmesse und da
erinnert sich zum Beispiel Oswald Ing-
lin an seine Kindertage, während denen
er als Pfadi-Bub beim Mäss-Einsatz ver-
haftet worden ist. «Jedes Jahr bekamen
wir während der Messe einen Pfadi-
Auftrag: Wir müssten Banditen und Kri-
minelle jagen. Alles gestellt, natürlich.»
Aber die Kinder waren mit Ernst bei der
Sache und der 14-jährige Inglin nahm
einen der «Banditen» so arg in den
Schwitzkasten, dass die Polizei ihn mit
auf den Posten nahm. nab

«Endlich einen Meter
zwanzig gross!»

Als Kind war die
Messe ein richtig
grosses Ereignis für
Grossrätin Sarah
Wyss. Bloss gross,
das war sie damals
noch nicht. «Ich
weiss noch, wie ich
drauf gewartet
habe, endlich einen
Meter zwanzig
gross zu sein und

auf meine Wunsch-Bahn zu dürfen.»
Vergleiche sie die Messe heute mit
damals, sei plötzlich alles kleiner und
ruhiger und beinahe etwas langweilig.

«Wie heisst das –
Würstliparade?»

Urs Müller von der
BastA! ist immer
dann, wenn Messe
ist, bei der Rosen-
talanlage anzutref-
fen. «Ich bin am
liebsten dort, wo
sie all die Essens-
stände haben. Wie
heisst das – die
Würstliparade? Da
laufe ich am liebs-

ten durch.» Manchmal will der Kleinbas-
ler aber hoch hinaus: «Das Riesenrad
ist meine Bahn. Zusammen mit einem
Pfund Marroni: Perfekt!»

«Die Calypso war mein
sozialer Motor»

Für die Rahmtäfeli
geht Oswald Inglin
bis heute zum hin-
tersten Stand am
Petersplatz. Um
das Eis zu brechen,
schleppte er früher
seine weiblichen
Eroberungen auf
die Calypso. «Das
war eine Scheibe
mit Sitzen drauf, die

sich aufstellte. In den Zweiersitzen
rutschte man natürlich immer wieder
aufeinander – als scheuer Teenager ist
das ganz praktisch, glauben Sie mir.»

«Die erste Viertelstunde
ist magisch»

Katja Christ stand
nicht nur auf der
Nationalratsliste der
GLP, die stand am
ersten Messe-
Samstag auch früh
auf: «Wir sind am
Samstag immer
schon um Viertel
vor zwölf da, damit
wir das ‹Mässglög-
gli› hören. Wenn

dann die Musik einsetzt, dann ist das
immer wieder ein besonderes Gefühl im
Bauch.» Und: «Klar geh ich ab und an
mit den Kindern auf die Bahn!»

HitzigeDebatteumScientology
Grosser Rat will der umstrittenen Organisation engeres Korsett anlegen

VonNina Jecker

Basel. In einer Sache waren sich die
Grossräte gestern einig: Scientology ist
keine harmlose Glaubensgemeinschaft.
Christian Egeler von der FDP nannte die
Organisation «kritisch zu beurteilen».
Eine Umschreibung, der sich auch
SP-Parlamentarierin Sarah Wyss
anschloss. Auch LDP-Frau Christine
Wirz-von Planta machte klar, dass sie
«mit Scientology nichts am Hut» habe,
und SP-Grossrätin Brigitte Heilbronner
nannte die Organisation «problema-
tisch». Deutliche Worte fand Parteikoll-
gin Andrea Bollinger, die sich laut eige-
nen Angaben seit Jahren mit Sciento-
logy beschäftigt. Sie sprach von einer
«weltumfassenden und hochgefährli-
chen Sekte» sowie einer «perfiden, anti-
demokratischen Organisation».

Obwohl sich alle Sprecher von
Scientology distanzierten, war die
Überweisung eines Anzugs von Michel
Rusterholtz nicht unbestritten. Der
SVP-Grossrat fordert die Regierung
darin zu mehreren Massnahmen gegen

die Tätigkeiten von Scientology auf.
Zum einen wünscht er eine Änderung
des Gesetzes, so dass bei wiederholtem
Anwerben auf der Strasse nicht nur
Ordnungsbussen ausgestellt werden
können, sondern auch eine Verzeigung
bei der Staatsanwaltschaft möglich sein
wird. Ein weiterer genannter Punkt, der
in Basel für viele stossend bleibt, ist die
Einschätzung des Amtes für Wirtschaft
und Arbeit, welches Scientology als
«religiöse Gemeinschaft» aufgeführt
hat. Ein Status, der zu gewissen Privile-
gien wie etwa der Erlaubnis für
Wochenendarbeit führt.

«Verbot gegen Kreuz fehlt»
Ausserdem ein Dorn im Auge ist

dem Anzugsteller das grosse Kreuz,
welches die selbsternannte Kirche an
der Fassade ihrer im Mai eröffneten
Ideal-Org-Kirche an der Burgfelder-
strasse angebracht hat. «Es soll verfügt
werden, dass das Kreuz an der Haus-
fassade entfernt wird», verlangt Ruster-
holtz. Bereits daran, ob die Nutzung
dieses Symbols berechtigt erfolgt,

schieden sich die Geister der Parlamen-
tarier. Heilbronner wünschte sich, die
ganze Diskussion hätte nie stattgefun-
den: «Solche politischen Vorstösse sind
doch eine wunderbare PR-Plattform für
Scientology», kritisierte sie. So viel Auf-
merksamkeit habe die Organisation
nicht verdient. Eine Verschärfung des

Gesetzes sei zudem nicht nötig. «Ja, das
Kreuz hängt an der Fassade. Aber das
Kreuz ist ein christliches Symbol, nicht
Synonym für das Christentum.» Dieses
habe kein Exklusivrecht auf das Kreuz,
welches schon lange vor dem Christen-
tum existiert habe. «Man kann die Ver-
wendung den Scientologen also gar
nicht verbieten», sagte Heilbronner, die
den Vorstoss nicht überweisen wollte.
Anderer Meinung war Sarah Wyss. «Ich
persönlich möchte den Anzug überwei-

sen, da eine Stellungnahme der Regie-
rung hier mehr Licht ins Geschehen
bringt.» Andrea Bollinger meinte:
«Wenn wir nicht handeln, werden wir
das irgendwann bereuen.» Auch Bri-
gitta Gerber vom Grünen Bündnis plä-
dierte für eine Überweisung «Wir wün-
schen Antworten von der Regierung.»

Dagegen waren unter anderem
Christine Wirz-von Planta und Chris-
tian Egeler. «Ein kantonales Gesetz
gegen das Anwerben existiert bereits.
Und das Kreuz kann man nicht verbie-
ten», sagte die LDP-Politikerin. Egeler
ist zwar der Meinung, dass «jede Über-
tretung geahndet werden muss». Aber
es sei nun mal nicht Sache des Grossen
Rates, die Verfassungsfeindlichkeit
einer Organisation oder die Rechtmäs-
sigkeit eines Kreuzes zu beurteilen.
David Jenny (FDP) befürchtete sogar,
den Scientologen noch eine grössere
Legitimation zu verschaffen, wenn man
den Anzug überweise und der Regie-
rungsrat dann sage, man könne nichts
tun. Mit 55 zu 33 Stimmen wurde der
Vorstoss schliesslich überwiesen.

WegenStichentscheid:
Parkplätzebleiben teuer
Grosser Rat debattierte über nächtliche Gebühren

VonNina Jecker

Basel. 33 Franken in Münzen muss
man für die Parkuhr dabei haben, wenn
man in der Basler Kernzone nahe der
Innenstadt über Nacht sein Auto abstel-
len will. Ein Umstand, der aus bürgerli-
chen sowie aus Gewerbekreisen wieder-
holt scharf kritisiert wurde. Stephan
Mumenthaler (FDP) forderte daher die
Regierung dazu auf, «besucherfreundli-
che Parkgebühren am Abend und in der
Nacht» einzuführen.

Wie immer, wenn im Grossen Rat
über das Thema Parkplätze debattiert
wird, beteiligten sich zahlreiche Parla-
mentarier an der Diskussion. Als erster
sprach sich Michael Wüthrich vom
Grünen Bündnis gegen die Überwei-
sung der Motion aus. Diese greife in
den alleinigen Zuständigkeitsbereich
des Regierungsrats ein; die Parkplatz-
verordnung könne also gar nicht
Gegenstand eines Vorstosses aus dem
Grossen Rat sein. Aber auch inhaltlich
stellte sich der erklärte Gegner des
motorisierten Individualverkehrs in
Basel gegen die Forderung. Die Park-
plätze auf der Allmend müssten gar
nicht günstiger werden, schliesslich
könnten Autofahrer auf die Parkhäuser
ausweichen. «Beispielsweise im Par-
king des Kantonsspitals, das habe ich
nachgeschaut, kostet das Parkieren
über Nacht 14 Franken.» Mit den hohen
Parkgebühren auf der Allmend wolle
man ja gerade erreichen, dass jemand
dort eine Nacht bleibt.

Auch Brigitte Heilbronner von der
SP lehnt die Motion ab. Sie finde es
langsam mühsam, dass immer das
Parkregime als Ursache für die Schwie-
rigkeiten des Basler Gewerbes herhal-

ten müsse. «Es würde dem Gewerbe
kein bisschen helfen, wenn die Leute
ihre Autos gratis in der Innenstadt par-
kieren könnten», ist sie überzeugt.

«Geht um vernünftige Senkung»
Die Bürgerlichen hingegen unter-

stützten wenig überraschend das Anlie-
gen Mumenthalers. Christian Meidin-
ger von der SVP richtete einen Appell an
die Parlamentarier: Sie alle sollten mit-
helfen, dass Beizen und Gewerbe in
Basel wieder den Umsatz machen kön-
nen, den sie benötigten. «Was nützen
uns restriktive Massnahmen, wenn es
die Innenstadt schädigt?», fragte er. Die
Preissenkung für die Abend- und Nacht-
stunden sei zudem eine Massnahme,
die weder die Fussgänger noch den
Velo- oder den öffentlichen Verkehr
beeinträchtige.

Auch Heiner Vischer von der LDP
empfahl die Überweisung. Die LDP sei
mit der Stossrichtung der Motion sehr
einverstanden. Schliesslich sei es ja
nicht so, dass Gratisparkplätze gefor-
dert würden. Es gehe hier nur um eine
vernünftige Senkung. Vischer verwies
in diesem Zusammenhang auf einen
eigenen Vorstoss, der noch hängig ist
und praktikablere Methoden für die
Bezahlung der Gebühren fordert. «33
Franken in Münzen – das hat doch nie-
mand im Portemonnaie», sagte er.

Fast hätten die Bürgerlichen die For-
derungen überweisen können. Am
Schluss stand es mit 43 Ja- zu 43 Nein-
Stimmen unentschieden. Grossratsprä-
sidentin Elisabeth Ackermann (GB)
fällte jedoch den Stichentscheid zu
Ungunsten einer Anpassung der Park-
gebühren zwischen 19 Uhr abends und
sechs Uhr morgens.

KeineBeschränkungenanderUni
Die SVP blitzt mit Bildungsvorstössen ab

Von Franziska Laur

Basel. Der Grosse Rat schickte gleich
drei Bildungs-Anzüge der SVP bachab.
Die Partei hätte gerne einen Numerus
clausus für die Studien der Sozial-
und Geisteswissenschaften eingeführt.
Lorenz Nägelin argumentierte, dass
diese Studienabgänger keine oder nur
begrenzte Anstellungsmöglichkeiten in
der Privatwirtschaft hätten. Es sei daher
nicht fair und erst recht nicht rentabel,
Massenstudiengänge an der Uni zu
betreiben. Es sei wichtig, eine liberale,
offene Uni zu pflegen, konterte Sibylle
Benz (SP) im Namen aller Parteien –
mit Ausnahme der SVP.

Auch ein Anzug aus der Feder von
Daniela Stumpf, SVP, bezüglich Sen-
kung der Maturitätsquote stiess bei den

Parlamentariern auf wenig Gehör. Der
Staat solle nicht in die persönlichen Prä-
ferenzen der Jugendlichen eingreifen,
sagte Ruedi Rechsteiner (SP). Die SVP
lanciere einen Angriff auf die Bildungs-
freiheit und erst noch einen unnötigen,
da die Jugendarbeitslosigkeit gering sei.

Ohne grössere Diskussionen ver-
senkte der Grosse Rat auch höhere Stu-
diengebühren für ausländische Studie-
rende. Raoul Furlano (LDP) argumen-
tierte, Ausländer würden einen Uni-
Betrieb bereichern und später sei man
auf ausländische Professoren angewie-
sen. «Die Exzellenz darf nicht an der
Grenze Halt machen.» Da nutzte der
SVP auch der Support der GLP und des
Grünen Bündnisses nichts. Auch dieser
Anzug wurde mit grossem Mehr nicht
überwiesen.

Helvetia-Neubau
bewilligt
Linke Kritik an Bauplänen

Basel. Begleitet von Misstönen hat der
Grosse Rat gestern dem geplanten Um-
und Ausbau des Helvetia-Hauptsitzes
an der St.-Alban-Anlage zugestimmt.
Die Versicherungsgesellschaft will ein
zweites Hochhaus neben das bisherige
stellen und die beiden mit einem Ver-
bindungsbau zusammenführen. Das in
den 1950er-Jahren gebaute 45 Meter
hohe Hochhaus gilt bis heute als weg-
weisendes Bauwerk. Im neuen Helvetia
Campus, der von den Basler Architekten
Herzog & de Meuron entworfen wurde,
sollen künftig 1200 Menschen arbeiten
– 400 mehr als bisher. Das Dachcafé auf
dem neuen Hochhaus und das Audito-
rium im Verbindungsbau sollen öffent-
lich zugänglich sein. Geplant sind aus-
serdem eine Kindertagesstätte und wei-
tere Angebote.

Anlass zu Kritik gab vor allem die
geplante Etappierung der Bauarbeiten.
So soll nächstes Jahr mit dem Bau des
Hochhauses begonnen werden. Dafür
muss ein Wohnhaus mit 33 Wohnungen
abgerissen werden. Diese werden erst
in der letzten Etappe in rund zehn Jah-
ren, wenn der Campus bereits fertig-
gestellt ist, durch einen neuen Wohn-
block mit total 50 Wohnungen ersetzt.
Mehrere linke Parlamentarier kritisier-
ten dieses Vorgehen gestern. Kommt
hinzu, dass die Versicherung auch am
Steinengraben mehrere Altbauten mit
günstigem Wohnraum durch einen
Büroneubau ersetzen will. hys

Nachrichten

Ja zu Standesinitiative
gegen Schweiz-Zuschlag

Basel. Der Kanton Basel-Stadt soll
sich auf nationaler Ebene für Massnah-
men gegen die Hochpreisinsel Schweiz
einsetzen. Mit 63 zu 15 Stimmen bei
neun Enthaltungen hat der Grosse Rat
einen Vorstoss von GLP-Präsident
David Wüest-Rudin überwiesen, der
eine Standesinitiative zu diesem
Thema verlangt. Es könne nicht weiter
angehen, dass ein Ladenbesitzer in
Basel deutlich mehr für seine Ware
bezahlen müsse als die Konkurrenten
im nahem Ausland, argumentiert
Wüest-Rudin. So sei das Gewerbe
nicht mehr wettbewerbsfähig. Das
Anliegen wurde von den Parlamentari-
ern breit unterstützt – die SVP hielt
jedoch die Standesinitiative nicht für
das richtige Instrument in der Sache. ni

Wahlpflichtfächer:
Initiative direkt vors Volk
Basel. Die kantonale Volksinitiative für
eine freie Wahl aller Wahlpflichtfächer
in der Sekundarschule wird direkt dem
Volk zur Abstimmung vorgelegt. Der
Grosse Rat beschloss gestern, das
Anliegen nicht zuerst noch dem Regie-
rungsrat zur Berichterstattung vorzule-
gen. Die Initiative, die vom VPOD, der
freiwilligen Schulsynode und den
Verbänden für Musik- und Kunstlehrer
lanciert wurde, fordert, dass die
Sekundarschüler aller Leistungs-
niveaus frei auswählen können,
welche Wahlfächer sie belegen. hys
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Für alle Studierenden gleich teuer. Die Semestergebühren sollen für Ausländer
wie für Schweizer gleich hoch bleiben. Foto Pierre Stoffel


